
Corona konnte uns nicht stoppen!
Es war ein außergewöhnliches Jahr. 
Corona sorgte für einen kräftigen 
Schub der Digitalisierung. Viele Be-
schäftigte wechselten für Monate 
ins Homeoffice, Tarifverhandlungen 
fanden virtuell statt, ebenso Sitzun-
gen der ver.di-Gremien. 

Gleich im März startete die Tarifrunde Te-
lekom. Zunächst war noch alles wie im-
mer: Regional wurden Forderungen disku-
tiert, die ver.di-Tarifkommission traf sich 
am 10. und 11. März – noch persönlich in 
Berlin –, um sie zu beschließen. Wenige 
Tage später war nichts mehr so, wie wir es 
kennen: Corona breitete sich ungebremst 
in Deutschland aus, an Protestaktionen 
und Demozügen mit vielen Menschen war 
nicht mehr zu denken. ver.di-Verhand-

lungsführer Frank Sauerland reagierte und 
vereinbarte straffe Verhandlungstermine, 
die überwiegend virtuell stattfanden. In 
einem Kraftakt konnten sich ver.di und die 
Telekom innerhalb einer Woche (!) auf ei-
nen Abschluss für bundesweit rund 60 000 
Tarifangestellte, Auszubildende und dual 
Studierende der Telekom Deutschland, der 
Konzernzentrale und der DT IT einigen. 

Im weiteren Jahresverlauf konnte 
ver.di für viele weitere Unternehmen des 
Konzerns Deutsche Telekom Tarifeinigun-
gen durchsetzen. Als „Blaupause“ diente 
dafür der Konzernabschluss. 

Und mit dem ersten Corona-Lockdown 
waren die T-Shops geschlossen, die Be-
schäftigten gingen in die Kurzarbeit. Da-
mit sie dadurch keine finanziellen Nachtei-
le hatten, verhandelte ver.di erfolgreich 

die Aufstockung des Kurzarbeitergeldes. 
Trotzdem die äußeren Rahmenbedingun-
gen gänzlich andere waren, konnte ver.di 
auch in diesem Jahr viel für die Beschäftig-
ten erreichen. 

Einen kräftigen Schub erlebte die Digi-
talisierung in diesem Jahr. Homeoffice und 
Sitzungen, die rein virtuell stattfinden, 
werden sicherlich auch nach der Pandemie 
weiter verstärkt genutzt. Viele Arbeitgeber 
wollen bereits Büroflächen abmieten und 
freuen sich über wegfallende Reisekosten. 
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil (SPD) 
will mobile Arbeit gesetzlich regeln. Dies 
ist auch dringend notwendig, denn bisher 
gibt es keine ausreichenden gesetzlichen 
Bestimmungen.   SIL

Weiter auf den Seiten 4+5
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KÜNSTLICHE INTELLIGENZ

Bericht der Enquete-Kommission
Die Enquete-Kommission 
des Deutschen Bundestags 
„Künstliche Intelligenz – 
Gesellschaftliche Verant-
wortung und wirtschaft-
liche, soziale und ökologi-
sche Potenziale“ hat sich in 
den letzten zwei Jahren in-
tensiv mit Künstlicher Intel-
ligenz (KI) und ihren gesell-
schaftlichen, wirtschaft-
lichen und ökologischen 
Folgen beschäftigt. Der 
Enquete-Kommission gehörten 19 Mit-
glieder des Deutschen Bundestags und  
19 Sachverständige an, die in 94 Kommis-
sions- und Projektgruppensitzungen ak-
tuelle und zukünftige Auswirkungen von 
KI-Technologien auf verschiedene gesell-
schaftliche Bereiche untersucht und ge-
meinsame Handlungsempfehlungen für 
den Gesetzgeber erarbeitet haben. 

Der 800-seitige Enquete-Bericht ist in 
seiner Fülle an wertvollen Informationen 
kaum zu überblicken. Um interessierten 

Leser*innen aus dem ge-
werkschaftlichen Spektrum 
und solche, mit Interesse 
an arbeitnehmer*innenori-
entierten Themen die In-
halte und Ergebnisse des 
Enquete-Berichts leichter 
zugänglich zu machen, ha-
ben wir in einer Lesefas-
sung entsprechende Text-
passagen des Berichts 
 zusammengestellt. Die 
Auswahl haben Lothar 

Schröder, bis September 2019 Mitglied 
des ver.di-Bundesverstands und als Ge-
werkschaftsvertreter Sachverständiger in 
der Enquete-Kommission, gemeinsam mit 
René Röspel (MdB), Obmann der SPD in 
der Enquete-Kommission und Vorsitzen-
der der Projektgruppe „KI und Arbeit, 
Bildung, Forschung“, vorgenommen.

  https://t1p.de/4of5
Oder einfach den neben-
stehenden QR-Code scannen

Agile Forschung in einem diversen Team
Im Zentrum eines For-
schungsprojektes zur künst-
lichen Intelligenz (KI) stand 
die Idee des gemeinsamen 
Lernens, Ausprobierens und 
Experimentierens mit einem 
diversen Team aus den 
 Bereichen Ökonomie und 
Soziologie, KI-Experten von 
IBM, Gewerkschaftsvertre-
tern und Betriebsräten so-
wie dem BMAS mit seiner 
Denkfabrik. Ebenfalls aktiv 
involviert waren die Vertreter*innen und 
Mit arbeiter*innen der beiden in den Fall-
studien untersuchten Unternehmen, Sie-
mens AG und Deutsche Telekom Service 
GmbH. Ein agiles Projekt, das Raum be-

kam, um zu wachsen und 
das seine  ursprünglichen, 
rein auf  Forschung orien-
tierten Projektziele bald um 
sozialpartnerschaftliche In-
itiativen ergänzte. Aus 
co-kreativen Workshops 
zur Gestaltung von Frage-
bögen wurde ein transdis-
ziplinärer Dialog und aus 
dem klassischen Projektbe-
richt eine Broschüre, die 
allen Interessierten wertvol-

le Anregungen geben soll. 

  https://t1p.de/3xk3
Oder einfach den neben-
stehenden QR-Code scannen

  

Zusammengestellt von Lothar Schröder und René Röspel, MdB 
Mitglieder der Enquete-Kommission 
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KAPITEL

Künstliche  
Intelligenz

Ein sozialpartnerschaftliches 
Forschungsprojekt untersucht 

die neue Arbeitswelt

Wir wünschen  
allen frohe  

Fest tage  
und  ei nen  

guten  Rutsch  
ins neue  Jahr Fo
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EDITORIAL

Diese Ausgabe ...
... wirft einen Blick zurück. Zu Jahresbeginn beherrschten Themen wie 
Klimawandel, Mietenwahnsinn und die Wahl des FDP-Politikers Thomas 
Kemmerich zum Thüringer Regierungschef mit Stimmen von CDU und 
FDP zusammen mit der rechtsextremen AfD die öffentliche Nachrichten-
lage. Ende Februar waren die ersten Corona-Fälle auch in Deutschland 
bekannt. Dann breitete sich das Virus ungehemmt aus. 

Im März wurde es still in Deutschland: Die Straßen leer, Geschäfte und 
Schulen waren geschlossen. Wie Watte packte sich die Pandemie auf 
das – nicht mehr stattfindende – öffentliche Leben. Und Corona bescher-
te uns ein Jahr, das am Ende vielen sehr viel Kraft gekostet hat: Den 
 Eltern, die im Homeoffice zusätzlich ihre Kinder betreuen mussten und 
häufig noch als Hilfslehrer einsprangen, aber auch den Beschäftigten, 
die in die Kurzarbeit geschickt wurden. 

Besonderer Druck lastete auf den Kolleg*innen, die dafür sorgten, dass 
Homeoffice und Homeschooling überhaupt möglich waren: Sie hielten 
die Netze stabil und damit Deutschland am Laufen. Systemrelevant hieß 
das Ende März. 

Euch allen möchten wir hier einfach mal Danke sagen. Danke, für euren 
besonderen Einsatz in diesem Jahr.

 Die KOMM-Redaktion

Die ver.di-Betriebsgruppen bieten wieder Termine 
an. Aufgrund der Corona-Pandemie können wir  
aber nicht garantieren, dass alle Termine stattfinden.

Sie sind online zu finden unter:
   https://tk-it.verdi.de/      
 Service   
 Treffpunkte

Oder einfach den 
nebenstehenden

QR-Code scannen.

TERMINE DER BETRIEBSGRUPPEN

Foto: geralt/pixabay

Online-Treff
Neues Format zu den Vorteilen 
von ver.di und des ver.di Mit-
gliederservice und zu vielen 
weiteren Themen. Technisch 
ganz einfach zu bedienen:  
 
Mach‘ mit!  

Thema „Starke Leistungen – fairer Beitrag. Das sollten ver.di-Mitglieder un-
bedingt wissen“: Mittwoch, 27. Januar 2021 ab 17 Uhr

Thema „Steuertipps rund um Corona“: Donnerstag, 14. Januar 2021 ab 17 Uhr
 
Weitere Termine folgen! 
 
verdi-Mitgliederservice.de

Anzeige

https://tk-it.verdi.de/service/++co++e4984bd6-bf4c-11e9-9d9f-525400f67940
https://verdi-Mitgliederservice.de


Dieser Überblick soll einen 
Eindruck von den Ereignissen 
des Jahres 2020 geben, ohne  
 Anspruch auf Vollständigkeit. 

Januar

Deutsche Telekom Privatkunden- 
Vertrieb GmbH (DT PVG)

Die Telekom will 99 T-Shops schließen, 
800 Arbeitsplätze sollen wegfallen. Ur-
sprünglich sollten sogar 1200 Arbeitsplät-
ze wegfallen und 120 T-Shops schließen. 
ver.di und die Betriebsräte konnten in Ver-
handlungen diese Zahlen redu zieren und 

ein „Schutzpaket“ für die  Beschäftigten 
durchsetzen: Die Arbeitgeberseite ver-
pflichtete sich, in die Attraktivität der ver-
bleibenden T-Shops zu  investieren, der 
Ausschluss betriebsbedingter Beendi-
gungskündigungen wurde bis Ende 2021 
verlängert. Der Stellenabbau soll sozialver-
träglich durch attraktive Abfindungsange-
bote, natürliche Fluktuation, Ruhestand, 
Wegfall von Leiharbeit, Wechsel auf freie 
Arbeitsplätze im Deutsch-
landsegment und durch 120 
Altersteilzeitplätze erreicht 
werden. 
  https://t1p.de/tuyi

ISS Communication Services GmbH 

Für die Beschäftigten der ISS Communica-
tion Services GmbH hat ver.di ein umfang-
reiches Tarifpaket abgeschlossen. Seit  
1. Januar 2020 gilt für alle, die unter den 
Manteltarif fallen, die 38-Stunden-Woche. 
Außerdem erhalten Beschäftigte im Tarif-
vertrag gewerbliche Arbeitnehmer (Haus-

meister im technischen Bereich) seit dem 
1. Juli 2019 ebenfalls 30 Tage Urlaub. Für 
die Jahre 2020 und 2021 wurde jeweils 
eine tabellenwirksame Ent-
gelterhöhung von zwei Pro-
zent festgeschrieben.
  https://t1p.de/su6z

InfinIT Services GmbH 

Für die Beschäftigten des insolventen Un-
ternehmens wurde ein Sozialplan mit Ab-
findungen abgeschlossen 
und sie können in eine Trans-
fergesellschaft wechseln. 
  https://t1p.de/p12p

STRABAG

Innerhalb des STRABAG-Konzerns sind die 
Dienstleistungsbereiche innerhalb des Un-
ternehmensbereichs 4S gebündelt. Unter 
dem Projektnamen „move 2019“ will der 
Arbeitgeber diese Zusammenarbeit nun 
noch weiter intensivieren. Dafür sollen 
bundesweit agierende Gemeinschaftsbe-
triebe für alle Gesellschaften gebildet wer-
den. ver.di konnte durch einen Zuord-
nungstarifvertrag erreichen, dass rund 
5000 Beschäftigte aus bisher nicht mitbe-
stimmten Betrieben nun Betriebsräte wäh-
len können. 

März

Global Job Architektur

Nach einem 18-monatigen Verhandlungs-
marathon einigten sich ver.di und die Ar-
beitgeber Anfang März auf die Global Job 
Architektur (GJA), die zum 1. Juni 2020 
eingeführt wurde. Damit verbunden sind 
einheitliche Stellenbeschreibungen (Job 
Profil Level), die über die Grenzen der ver-
schiedenen Telekom-Gesellschaften Tätig-
keiten und damit Arbeitsplätze vergleich-
bar machen. Aus ehemals 5000 Stellenbe-
schreibungen wurden rund 600 Job Profil 
Level erarbeitet, für 70 000 Beschäftigte. 

Dabei ist es ver.di gelungen, das Tarif-
niveau zu 100 Prozent abzusichern und 
Herabgruppierungen zu vermeiden. Die 
Anzahl der tariflichen Entgeltgruppen 
wurde für die einbezogenen Gesellschaf-
ten einheitlich auf zehn festgelegt, ledig-
lich bei der DT Service bleibt es bei sieben 
Entgeltgruppen. Kein*e Beschäftigte*r 
wurde durch die Einführung 
der GJA mit Herabgruppie-
rungen und folgenden Ent-
geltverlusten bedroht.
  https://t1p.de/3ck9

Tarifrunde Telekom

Unter den Tarifabschluss fallen die Be-
schäftigten der  DTAG, T-Deutschland,  
DT Technik, DT Service, DT Außendienst,
DT GKV und DT IT. Die Einkommen der 
Entgeltgruppen 1– 5 steigen um drei Pro-
zent zum 1. Juli 2020 und um weitere 
zwei Prozent zum 1. Juli 2021. Zu diesen 
Terminen wird die Entgeltgruppe 6 um 2,8 
Prozent und zwei Prozent und die Entgelt-
gruppen 7– 10 um 2,6 Prozent und zwei 
Prozent erhöht. Damit steigen die Gehäl-
ter je nach Eingruppierung in einer Band-
breite zwischen 4,6 und fünf Prozent. Die 
Auszubildenden und dual Studierenden 
bekommen zum 1. Juli 2020 und zum  
1. Juli 2021 jeweils 40 Euro mehr Geld. 
Der Tarifabschluss hat eine Laufzeit von 
24 Monaten, vom 1. April 2020 bis zum 
31. März 2022. Der Ende 2020 auslaufen-
de Kündigungsschutz wurde um drei Jah-
re, bis zum 31. Dezember 2023, verlän-
gert. Vereinbart wurden auch Regelungen 
zur Kurzarbeit, unter anderem Zuschüsse 
der Arbeitgeber zum Kurzarbeitergeld. 
Des Weiteren wurde eine gemeinsame 
politische Initiative für eine 
gesetzliche Regelung für eine 
Bildungsteilzeit verabredet. 
  https://t1p.de/4itz

April

DT PVG: Tarifvertrag Kurzarbeit 
vereinbart

Der Tarifvertrag Kurzarbeit PVG beinhaltet 
detaillierte und umfangreiche Schutzre-
geln. Der Zuschuss zum Kurz-
arbeitergeld wird auf 85 Pro-
zent des Bruttoentgelts an-
gehoben.
  https://t1p.de/jsd3

Tarifliche Meilensteine gesetzt
JAHRESRÜCKBLICK 2020
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Ende April, als die meisten T-Shops wie-
der öffnen durften, wurde 
dieser Tarifvertrag geändert 
und die Kurzarbeit reduziert. 
  https://t1p.de/ezzf

Tarifabschluss NetCologne 

Die Einkommen der Beschäftigten erhöh-
ten sich ab 1. Juni 2020 um 2,5 Prozent 
und noch einmal um zwei Prozent ab  
1. Juni 2021. Der Entgelttarifvertrag hat 
eine Laufzeit vom 1. April 2020 bis  
31. März 2022. Für diesen 
Zeitraum sind betriebsbe-
dingte Kündigungen ausge-
schlossen.
  https://t1p.de/wz0g

Juni

Tarifabschluss Vodafone West 
(ehemals Unitymedia) 

Die Einkommen stiegen um zwei Prozent 
ab 1. August 2020, Auszubildende und 
dual Studierende erhielten pro Monat 30 
Euro mehr Geld. Der 24. und 31. Dezem-
ber sind zukünftig arbeitsfreie Tage. Ver-
einbart wurde, dass ein Tarifvertrag zur 
Altersteilzeit abgeschlossen werden soll 
 sowie eine Regelung für künftig geplante 
Stand ortschließungen. Der 
Tarifvertrag hat eine Laufzeit 
bis 31. Juli 2021.
  https://t1p.de/417o

Telekom: Dritte Gesellschaft für den 
Bereich Geschäftskunden 

Zum 1. Juli 2020 wurde die DT Business 
Solutions (BS) als eigenständige Gesell-
schaft im Deutschlandsegment gegrün-
det, in die rund 3000 Beschäftigte aus 
der T- Systems wechselten. Die Tarifver-
träge der T-Systems wurden für überge-
hende und neu einzustellende Arbeitneh-
mer*innen unverändert in Tarifverträge 

für die DT BS überführt. Betriebsbedingte 
Beendigungskündigungen wurden tarif-
lich von ver.di bis 31. De-
zember 2021 ausgeschlos-
sen.
  https://t1p.de/yl2d

August

Tarifabschluss Deutsche Telekom 
Privatkunden-Vertrieb GmbH  
(DT PVG)

Am 12. August konnte ver.di einen Tarif-
abschluss erreichen, mit dem das Ergebnis 
aus der Telekom-Tarifrunde aus dem März 
auf die Beschäftigten der DT PVG übertra-
gen wird. In Corona-Zeiten und der da-
durch bedingten schwierigen wirtschaftli-
chen Situation des stationären Handels 
insgesamt war dies ein großer Erfolg. Zu-
dem konnte die soziale Kom ponente im 
Entgeltgefüge ausgeweitet werden: Die 
Entgeltgruppe 5 (vormals E) erfährt erst-
mals auch eine gesonderte, zusätzliche 
Erhöhung. Zudem wurde der 
Tarifvertrag zu Lebens-
arbeitskonten verlängert.
  https://t1p.de/opy3

Oktober

Tarifabschluss Deutsche Telekom 
Services Europe SE (DTSE)

ver.di und die DTSE einigten sich am  
6. Oktober 2020 darauf, dass der Tarif-
abschluss aus der Tarifrunde Telekom  
aus dem März für die Be-
schäftigten aus dem Opera-
tiven Segment Deutschland 
übernommen wird. 
  https://t1p.de/xlft

Telekom-Konzern:  
Mehr Risiko absicherung 

Bei Eintritt des Versorgungsfalles kommt 
ein Jahresfestentgelt/ein Jahreszielentgelt 
(bei 100 Prozent Zielerreichung) zur Aus-
zahlung. Für einen Großteil der Beschäf-
tigten – insbesondere für „Jüngere“ – er-
gibt sich unmittelbar ein deutliches Plus 
an Risikoleistungen und Risikoabsiche-
rung. Langjährig Beschäftigte werden 
durch Besitzstandsregelungen mit langen 
Übergangsfristen (zehn Jahren) abgesi-
chert und nicht schlechter gestellt. Um 
wirtschaftliche Nachteile und finanzielle 
Notlagen bei Invalidität oder bei der Hin-
terbliebenenversorgung auszugleichen, 
wird ein Härtefallfonds eingerichtet, über 
dessen Inanspruchnahme eine paritätisch 
durch die Telekom und ver.di besetzte 

Kommission entscheidet. Auf Antrag 
können Unterstützungsleistungen für 
Härtefälle im Gesamtvolumen von zwei 
Millionen Euro bewilligt werden. Erste 
Auszahlungen erfolgen nach Ablauf der 
Bestandsschutzregelung ab dem Jahr 
2031. Die arbeitgeberfinanzierte Alters-
vorsorge mit ihrer hohen Verzinsung wird 
ebenfalls für fünf Jahre vor 
Kündigung geschützt und ist 
erstmals zum 30. September 
2026 kündbar.
  https://t1p.de/a4bp

November

Sonderzahlung  
für Beamt*innen

Die Beamt*innen des Bundes, somit auch 
Beamt*innen bei der Telekom, erhalten 
eine sogenannte „Corona-Sonderzah-
lung“, sie ist einmalig und steuerfrei. Die 
Sonderzahlung ist gestaffelt 
nach Besoldungsgruppe von 
300 bis 600 Euro. 
  https://t1p.de/q0qg

IBM

Tarifabschluss und Stellenabbau   
(siehe Seiten 10 und 11)

Personalien
Kerstin Marx neue Telekom- 
Konzernbetriebsratsvorsitzende

Mit Wirkung zum 1. Mai ist Kerstin Marx 
zur neuen Konzernbetriebsratsvorsitzen-
den der Deutschen Telekom AG gewählt 
worden. Sie tritt die Nachfolge von Jupp 
Bednarski an, der in den Ruhestand ge-
wechselt ist. Jupp Bednarski gab auch 
seine Funktion als ver.di-Bundesfachbe-
reichsvorstandsvorsitzender TK/IT ab. 
Neuer Vorsitzender des 
ver.di-Bundesfachbereichs-
vorstands ist Constantin 
Greve. 
  https://t1p.de/fnue

Florian Haggenmiller neuer 
 Bundesfachgruppenleiter

Im März 2020 hat der ver.di-Bundes-
fachbereichsvorstand TK/IT Florian 
 Haggenmiller zum neuen Bundesfach-
gruppenleiter der Fachgruppe TK sowie 
der Fachgruppe IT/DV bestimmt. Damit 
tritt er die Nachfolge der ausgeschie-
denen Kollegen Peter Praikow und Mi-
chael Jäkel an. Die beiden Fachgruppen 
IT/DV und TK werden nun gemeinsam 
geführt.
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Tarif jetzt auf Konzernniveau
In den letzten Monaten hatten sich die Anzeichen verdichtet, dass der Ar-
beitgeber konkrete Pläne hat, das „individuelle Lösungsgeschäft“ – damit 
sind maßgeschneiderte Lösungen für Geschäftskunden und die „Computer-
hilfe“ gemeint – in einem  Unternehmen zusammenzuführen. Dazu soll der 
Betrieb ISP aus der DT Außendienst GmbH in die DT ISP GmbH überführt 
werden.  Im November konnte ver.di eine Einigung erzielen, dass mit diesem 
Schritt auch neue Tarifverträge für die DT ISP GmbH abgeschlossen werden.  
In Zukunft gelten sowohl für die Beschäftigten der DT Außendienst, wie 
auch für die Beschäftigten der DT ISP GmbH einheitliche Tarifverträge auf 
dem höheren Niveau der DT Außendienst. 

Die Namen der beiden Telekom-Gesell-
schaften DT Außendienst ISP GmbH und 
die DT ISP GmbH sind sehr ähnlich und 
beide sind für das „individuelle Lösungs-
geschäft“ zuständig. Dass der Arbeit-
geber deshalb nicht mehr zwei Gesell-
schaften will, sondern plant, sie zu bün-
deln, ist erst mal nachvollziehbar. Doch 
die kleinen Unterschiede im Namen be-
deuten einen großen Unterschied in den 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten: 
Seit 2007 gilt in der DT ISP GmbH (damals 
T-Systems RSS GmbH) ein Sanierungs-
tarifvertrag. Dieser beinhaltet eine höhere 
Arbeitszeit und eine niedrigere Entgelt-
tabelle. Bisher bedeutete dies insbeson-

dere für Neueinstellungen ein 
deutlich niedriges Tarifniveau. 
Im November einigte sich 
ver.di mit den Arbeitgebern 
darauf, dass mit dem Wechsel 
der DTA-Beschäftigten die Ta-
rifverträge der DT ISP GmbH 
auf das Niveau der DT Außen-
dienst angehoben werden. 

Von diesem Betriebsüber-
gang sind rund 1700 Be-
schäftigte aus der DT Außen-
dienst GmbH betroffen. In-

nerhalb der DT ISP GmbH arbeiten zurzeit 
rund 1000 Kolleg*innen. 

Pläne seit 2016 

Bereits zum Projekt der Telekom mit dem 
internen Titel „Einfach Anders“, bei dem 
Unternehmensteile und Beschäftigte in-
nerhalb des Konzerns verschoben wur-
den, hatte die Arbeitgeberseite im Jahr 
2016 die Absicht, das „individuelle Lö-
sungsgeschäft“ in der damaligen RSS 
GmbH (heute DT ISP GmbH) zu bündeln. 
Das hat ver.di damals abgelehnt, da dies 
auch negativ auf das Tarifniveau der dort-
hin verlagerten Mitarbeiter*innen der da-
maligen DTTS eingewirkt hätte. In den 

vergangenen Jahren ist es – aufgrund der 
konsequenten Haltung von ver.di – gelun-
gen, die bisher schlechteren tarifvertrag-
lichen Bedingungen in der DT ISP GmbH 
zu verbessern. So wurde zum Beispiel 
eine betriebliche Altersversorgung auf 
Konzernniveau für die Beschäftigten ein- 
geführt. Insgesamt galt für diese Beschäf-
tigten aber immer noch der schlechtere 
Sanierungstarifvertrag. 

Weniger Tarif? Nein, danke! 

Mit dem zwischen Arbeitgeber und ver.di 
erreichten Gesprächsstand ist der Grund-
stein für eine positive Begleitung der 
Maßnahme „Eine.ISP“ gelegt. Damit wird 
nun endlich die Zukunft des „individuel-
len Lösungsgeschäfts“ mit tragfähigen 
Konditionen für die Beschäftigten unter- 
mauert. Die Beschäftigten der DT ISP 
GmbH werden in der zweiten Jahreshälf-
te 2021 auf das Tarifniveau der DT Au-
ßendienst GmbH angehoben. Für sie gilt 
dann auch der harmonisierte Entgeltrah-
mentarifvertrag und sie werden in die 
Globale Job Architektur aufgenommen. 
Damit werden die seit 2007 bestehenden 
Sanierungstarifverträge der bisherigen DT 
ISP GmbH abgelöst. „Dies ist ein histori-
scher tarifpolitischer Meilenstein. Wir 
konnten einen jahrelangen Konflikt im 
Interesse der Beschäftigten lösen“, stellt 
ver.di-Verhandlungsführer Pascal Röckert 
fest. „Damit haben wir die unmittelbare 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen für 
die Kolleginnen und Kollegen der DT ISP 
GmbH erreicht. Gleichzeitig haben wir 
Risiken beim Wechsel für die Beschäftig-
ten der DT Außendienst GmbH verhin-
dert.“  SIL 

DT AUßENDIENST GMBH/DT ISP GMBH

Abkoppelung verhindert
Erstmals trafen sich die Tarifvertragsparteien der DFMG „virtuell“, die Ver-
handlungen fanden am 11. November als sogenannte „Hybrid-Sitzung“ 
statt. Die Tarifeinigung umfasst Regelungen zur Entgelterhöhung, zum Rati-
onalisierungsschutz, zur Bildungsteilzeit sowie Regelungen zu Kurzarbeit.

 
Die Einkommen der Beschäftigten steigen 
zum 1. Januar 2021 um 2,7 Prozent und 
noch einmal zum 1. Januar 2022 um zwei 
Prozent. Der Tarifabschluss hat eine Lauf-
zeit bis zum 30. September 2022. Die 
Regelungen zur Entgeltsicherung bei He-

rabgruppierung, Vermittlungs- und Qua-
lifizierungseinheit sowie die Ausgleichsre-
gelungen Mobilität und die Abfindungs-
regelung werden für ver.di-Mitglieder bis 
31. Dezember 2023 verlängert.  Die Tarif-
vertragsparteien führen die Initiative zur 

Bildungsteilzeit gemeinsam fort. Sie wer-
den nach der Schaffung einer gesetzli-
chen Grundlage, durch die Politik, Ver-
handlungen zur Ausgestaltung aufneh-
men.

Zur Bewältigung der Folgen durch die 
Corona-Pandemie werden bestehende 
Regelungen zur Kurzarbeit befristet ange-
passt. Der Bruttozuschuss des Arbeit-
gebers zum Kurzarbeitergeld wird auf 85 
Prozent erhöht.

DEUTSCHE FUNKTURM GMBH
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Fahrtkosten:  
Erstmal bleibt alles beim Alten
Es war ein Versprechen von ver.di 
und der Telekom an die dual Studie-
renden in der Tarifrunde im März: 
Wir setzen uns zusammen und fin-
den eine Lösung für eure hohen 
Fahrtkosten. In „normalen“ Zeiten 
kommt hier einiges zusammen, allein 
durch die Fahrten zu den Hochschu-
len. Bis dahin war schnelle Hilfe ge-
fragt, deshalb hatten sich ver.di und 
die  Telekom darauf verständigt, dass 
die dual Studierenden pauschal 20 
Euro monatlich erhalten – bis zu ei-
ner  abschließenden Regelung. Doch 
 Corona hat auch in dieser Frage alles 
durcheinandergewirbelt, auch wenn 
aufgeschoben nicht aufgehoben ist. 
Bis dahin bleibt alles wie es ist, die 
dual Studierenden bekommen pau-
schal 20 Euro im Monat.   

 

Deutschland befindet sich aktuell im 
Teil-Lockdown und auch die dual Studie-
renden arbeiten und lernen hauptsächlich 
virtuell im häuslichen Umfeld. Dies hat 
unmittelbare Auswirkungen auf ihre 
Fahrtkosten. Dennoch haben ver.di und 
die Deutsche Telekom im November Ge-
spräche über die Höhe der Zuschüsse für 
dual Studierende geführt und eine vorläu-
fige Vereinbarung getroffen: Die in der 
Tarifrunde 2020 gefundene Übergangsre-
gelung wird um ein Jahr, bis zum Septem-
ber 2021, verlängert. 

 
Konkret bedeutet dies

Die monatlichen 20 Euro werden für 
sechs Monate – also jeweils 120 Euro – 
im Januar 2021 und im Juli 2021 ausge-
zahlt. Für individuelle Härtefälle, die bis 
September 2021 auftreten, werden ver.di 
und die Telekom eine Lösung finden. Im 
kommenden Jahr wollen beide Parteien 
erneut über die Fahrtkostenzuschüsse 
verhandeln.  

  
Knackpunkt Corona

Dass es noch keine abschließende Rege-
lung gibt, hängt auch mit Corona zusam-
men. ver.di und die Telekom haben zwar 
verhandelt, dabei aber die aktuelle Situa-

tion analysiert. Da sich durch Corona 
auch der Alltag der dual Studierenden 
völlig verändert hat, sie im Homeoffice 
sind und unklar ist, wie es weitergeht und 
welche Kosten tatsächlich künftig entste-
hen, wurde zunächst die pragmatische 
20-Euro-Lösung bis September 2021 
 gewählt. Außerdem plant die Deutsche 
 Telekom ein konzernweites Mobilitäts-
konzept. Momentan sind aber auch diese 
Pläne ins Stocken geraten. Erst im kom-
menden Jahr hoffen ver.di und die Tele-
kom, sich auf ein Mobilitätskonzept eini-
gen zu können. 

ver.di lässt nicht locker

ver.di-Vertrauensleute haben viele Gesprä-
che mit dual Studierenden geführt. Was 
die dual Studierenden dabei über ihre per-
sönliche Situation berichtet haben, wurde 
an den Bereich Tarif politik Grundsatz im 
ver.di-Fachbereich TK/IT weitergegeben. 
„Wir sind den Anregungen unserer Mit-
glieder nachgekommen und haben eine 

Gesprächszusage mit dem Arbeitgeber 
zum Thema Fahrtkosten in der Tarifrunde 
im März verhandelt. Nur weil wir die Ge-
spräche vorerst verschoben haben, min-
dert dies nicht unsere Erwartungshaltung 
und wir werden den Arbeitgeber daran 
erinnern“, betont Oskar Michel, Vorsitzen-
der der ver.di-Jugend im Bundesfachbe-
reich TK/IT und Mitglied der ver.di-Ver-
handlungskommission. Ihr könnt also si-
cher sein, dass die ver.di-Kolleg*innen, die 
für euch an den Verhandlungstischen mit 
der  Telekom sitzen, eure Situation kennen 
und nicht lockerlassen, bis es eine gute 
Lösung gibt.   SIL

 

mitgliedwerden.verdi.de

Gemeinsam mehr erreichen! 

Für ein gutes duales Studium  
bei der Deutschen Telekom AG

Foto: Jan Vašek/Pixabay 

DUAL STUDIERENDE TELEKOM

https://mitgliedwerden.verdi.de
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(J)AV und ver.di gehören 
einfach zusammen!

In diesem Jahr konnten die (J)AV-Wahlen 
nicht wie üblich stattfinden, da sich kaum 
Auszubildende und dual Studierende in 
den Betrieben befanden. Viele waren im 
Homeoffice. Fast überall wurde deshalb 
das Instrument der Briefwahl gewählt. 
Dies hatte leider zur Folge, dass die Wahl-
beteiligung sehr gering war. Die – bis Re-
daktionsschluss bekannten – Wahlergeb-
nisse von der Telekom sind ein Vertrau-
ensbeweis für ver.di: Alle Sitze wurden 
von ver.di-Mitgliedern errun gen. 

Bei der Telekom-Auszubildendenver-
tretung Frankfurt wurden 13 AV-Mitglie-

der gewählt, die alle auf der ver.di-Wahl-
liste standen. Auch an den Telekom-Aus-
bildungsstandorten in München und 
Nürnberg holten die ver.di-Kandidat*in-
nen alle Sitze. Weitere Ergebnisse werden 
über die (J)AVen vor Ort bekanntgege-
ben. Falls ihr über die verschiedenen Be-
griffe JAV und AV gestolpert seid, hier die 
kurze Erklärung: Bei der Telekom wurden 
Auszubildendenvertretungen (AV) ge-
wählt, da dort die Ausbildung betrieblich 
anders organisiert ist. Bei allen anderen 
Betrieben heißt es Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung (JAV). Deshalb schrei-

ben wir das J bei JAV auch immer in 
Klammern, da damit beide gemeint sind. 

Was tut eine (J)AV?

Die (J)AV ist die Interessenvertretung aller 
Auszubildenden, dual Studierenden und 
Jugendlichen im Betrieb! Die JAV achtet 
auf die Einhaltung aller Gesetze, Tarifver-
träge und Betriebsvereinbarungen, die 
euch betreffen.  

Sie ist auch die richtige Anlaufstelle, 
wenn mit eurer Ausbildung etwas falsch 
läuft, wenn ihr Rat, Hilfe oder Rücken-
deckung braucht oder Ideen zur Verbes-
serung der Ausbildungssituation habt. Ihr 
könnt über alle Fragen und Probleme 
rund um eure Ausbildung mit euren  
(J)AV-Vertreter*innen sprechen. Sie sind in 
eurem Alter, meist selbst noch in der Aus-
bildung oder im dualen Studium und ken-
nen sich gut aus. 

Gemeinsam mit den Betriebsräten 
kümmern sie sich um die Qualität der 
Ausbildung. Zusammen mit ver.di und 
den Betriebsräten setzen sie sich bei den 
Arbeitgebern für mehr und bessere Aus-
bildungsplätze und für feste Quoten bei 
der Übernahme nach der Ausbildung 
ein. Dabei sitzen sie mit den ver.di-Ver-
treter*innen am Verhandlungstisch den 
Arbeitgebervertreter*innen als Expert*in-
nen für alle Fragen rund um die Ausbil-
dung gegenüber. Bei ver.di hat die Ju-
gend eine starke Stimme, die Jugendver-
treter*innen reden und verhandeln bei 
allen Fragen rund um die Ausbildung 
und das duale Studium bei ver.di immer 
mit.   SIL

JUGEND

... allen neuen (J)AV-Vertreter*innen zur 
Wahl. Wir freuen uns auf euch und auf 
eine gute Zusammenarbeit. Mit ver.di 
habt ihr eine starke Partnerin an eurer 
Seite. Denn als (J)AV-Mitglieder habt ihr 
Rechte und Pflichten. Diese zu kennen, ist 

unerlässlich im (J)AV-Alltag. Dabei lässt 
euch ver.di nicht im Regen stehen: Bei 
allen Fragen zur (J)AV-Arbeit steht euch 
die ver.di Jugend zur Seite, persönlich und 
auch mit Seminaren, die euch fit für die 
(J)AV-Arbeit machen. 

Einen Einblick in die Aufgaben der (J)AV 
gibt die ver.di Jugend im Netz:
 www.jav.info

Wir gratulieren …
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In den vergangenen Wochen fanden in den Betrieben die Wahlen zur 
Jugend- und  Auszubildendenvertretung (JAV) statt. Bis Redaktionsschluss 
lag nur ein kleiner Teil der Ergebnisse vor. 

https://www.jav.info
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ES GIBT TAUSEND GUTE GRÜNDE.. .

Das Bildungs-
programm 2021  
der ver.di Jugend  
ist online!
Alle Beschäftigten haben üblicherweise 
Anspruch auf Bildungsurlaub – das gilt 
auch für Auszubildende. Und ein Seminar 
der ver.di Jugend ist immer eine gute Ent-
scheidung, die auch noch Spaß macht. 
Schaut also gleich mal rein in unser neues 
Jugendbildungsprogramm 2021!

Bildungsurlaub – das sind bis zu zwei 
Wochen bezahlte Freistellung von der Ar-
beit, in denen sich Beschäftigte beruflich 
oder politisch weiterbilden. Allerdings 
gibt es Bildungsurlaub nur in einigen Bun-
desländern.

Auch Auszubildende haben in der 
 Regel Anspruch auf Bildungsurlaub. Eure 
Freistellungsansprüche als JAV bleiben 
davon natürlich unberührt.

Hier findet ihr eine Übersicht zum 
Urlaubsanspruch je 
nach Bundesland: 
   https://t1p.de/nswa
oder einfach den 
QR-Code scannen

 
Was bringt mir das?

Ein Bildungsurlaub kann euch nicht nur 
wertvollen Input zu speziellen Interessen-
gebieten liefern. Ihr lernt dabei auch jede 
Menge neuer Leute kennen.

Vielleicht wollt ihr euch fit machen für 
die Interessenvertretung im Betrieb? Oder 
ihr möchtet politisch aktiv werden?

Auch die eigenen Kenntnisse und Fä-
higkeiten lassen sich in einem Bildungs-
urlaub erweitern.

Alles zusammen taugt in jedem Fall für 
einen spannenden„Tapetenwechsel“ vom 
Alltag. Und außerdem: Wer verzichtet 
schon freiwillig auf arbeitsfreie Tage?

Also: Keinen „Urlaub“ verschenken, 
schlau sein und Bildung genießen!

Unser komplettes Seminarangebot 
für 2021 findet ihr unter: 
   https://jugend 

bildungszentrale.
verdi.de

oder einfach den 
QR-Code scannen

Für weitere Fragen wendet ihr euch am 
besten an eure ver.di Jugend vor Ort. 

Ob Ausbildung, duales Studium oder Be-
rufseinstieg – ohne Gewerkschaft würde 
vieles nicht rund laufen. Gemeinsam mit 
den ver.di-Mitgliedern kämpfen wir für 
höhere Vergütungen, bessere Ausbil-
dungsqualität, sichere Perspektiven und 
ausreichend Urlaub. Damit wir all dies tun 
können, brauchen wir eine starke Macht 
in den Betrieben durch unsere Mitglieder. 
Und deshalb brauchen wir dich! Wir set-
zen der stetig wachsenden Macht der 
Arbeitgeberseite ein starkes Gegen-
gewicht entgegen. Wir kämpfen als Tarif-
rebell*innen für die Interessen aller Be-
schäftigter und holen mit unseren Tarif-
verträgen handfeste Resultate. Wir infor-
mieren dich über deine Rechte und 
Pflichten in Ausbildung und Beruf. Mit-
glieder beraten wir persönlich.

Wir haben eine eigene Beratungsstelle für 
die Prüfung von Arbeitszeugnissen, hel-
fen bei Mobbing oder sexistischen An-
machen mit unserem Beratungs- und 
Unterstützungsangebot. Als Mitglied be-
kommst du Rechtsschutz bei allen Fragen 
des Arbeits- und Sozialrechts und Hilfe 
bei der Lohnsteuererklärung. Du erhältst 
bei ver.di die ISIC-Card, den kostenlosen 
internationalen Ausweis für Auszubilden-
de, Schüler*innen und Studierende. Da-
mit erhältst du Rabatte, zum Beispiel im 
Kino, beim Bahnfahren und in Museen.

Wie, Du bist  

noch nicht  
in ver.di? 
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mitgliedwerden.verdi.de

JETZT ONLINE BEITRETEN

Wettbewerb „Die Gelbe Hand“
Gewerkschaftsjugend! Berufsschülerinnen und Berufsschüler! 
Azubis! – Ihr alle seid aufgerufen, euch zu beteiligen und mit 
einem Wettbewerbsbeitrag ein kreatives Zeichen gegen Frem-
denfeindlichkeit, Rassismus und für ein solidarisches Mitein-
ander zu setzen!
Wie der Beitrag gestaltet ist, bleibt eurer Phantasie überlas-
sen. Bewertet wird eure inhaltliche Auseinandersetzung mit dem 
Thema, Originalität und Kreativität sowie Wirkung und Nachhaltigkeit. 
Zu gewinnen gibt es 1000 Euro für den ersten Preis, 500 Euro für den zweiten 
Preis und 300 Euro für den dritten Preis. Dazu kommen drei Sonderpreise: Son-
derpreis Bremen: 500 Euro, Sonderpreis DGB-Jugend Niedersachsen – Bremen 
– Sachsen-Anhalt: 500 Euro und Sonderpreis DGB-Jugend Nordrhein-Westfalen: 
500 Euro. Einsendeschluss ist der 15. Januar 2021. 
Die Preisverleihung findet im März 2021 in Bremen statt.
 www.gelbehand.de/wettbewerb

https://t1p.de/nswa
https://jugendbildungszentrale.verdi.de
https://jugendbildungszentrale.verdi.de
https://jugendbildungszentrale.verdi.de
https://mitgliedwerden.verdi.de/beitritt/verdi
https://www.gelbehand.de/wettbewerb
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Fast ein Viertel  
soll gehen
Noch arbeiten gut 10 000 Beschäf-
tigte für IBM in Deutschland, doch 
der Konzern will 2300 Arbeitsplätze 
streichen. Noch in diesem Jahr soll 
zunächst über ein „Freiwilligenpro-
gramm“ mit Abfindungszahlungen 
der geplante Abbau erreicht werden. 
Finden sich nicht genug „Frei-
willige“, drohen bei IBM wieder Ent-
lassungen. 

VON SILKE LEUCKFELD

Erst seit April ist Arvind Krishna Nachfol-
ger von Ginni Rometty als IBM-CEO. Für 
die Beschäftigten bedeutet der Wechsel 
an der Spitze aber keine Atempause, seit-
dem standen und stehen wieder Arbeits-
plätze auf der Kippe: Der Standort Flens-
burg sollte geschlossen werden, erst im 
September gelang nach zähem Ringen 
die Rettung. Ein unterschriftsreifer Sozial-
plan lag bereits vor. Erst nachdem Be-
schäftigte und Interessenvertreter mit 
ver.di massiven Druck aufgebaut hatten, 
die Landesregierung eingeschaltet wor-
den war und offensichtlich wurde, dass 
IBM Verträge ohne die Flensburger Be-
schäftigten nicht einhalten könne, gab es 
eine Lösung. Der Standort geht zu einer 
Tochtergesellschaft der Lufthansa. Weni-
ger positiv lief es in Hamburg und Kelster-
bach. Dort wurden rund 50 Kündigungen 
ausgesprochen, zuvor hatten bereits zahl-
reiche Beschäftigte Abfindungsangebote 
angenommen.

IBM wird aufgespalten

Wenige Wochen später wurde deutlich, 
dass der Konflikt um Flensburg, Hamburg 
und Kelsterbach nur der Anfang war. Im 
Oktober verkündete Arvind Krishna, dass 
der Konzern aufgespalten wird: Der Be-
reich Global Technology Services (GTS), 

der Infrastruktur- und An-
wendungs-Services für aktu-
ell 4600 Kunden in 115 Län-
dern leistet und jährlich 19 
Milliarden Dollar Umsatz 
erwirtschaftet, soll bis Ende 
2021 als eigenständiges Un-
ternehmen an die Börse ge-
bracht werden. Dort sollen 
nach IBM-Angaben welt-
weit 90 000 IBMer*innen 
beschäftigt werden. „Ich 
erwarte von der IBM und 
möglichen neuen Gesell-
schaften, dass dort die zwi-
schen ver.di und IBM abge-
schlossenen Tarifverträge 
dynamisch weiter gelten.
Wir werden von der IBM- 
Geschäftsleitung hierzu eine 
klare Position einfordern“, 
kündigte ver.di-Konzernbe-
treuer Bert Stach an. Einen 
Rechtsanspruch auf die 
ver.di-Tarifverträge nach ei-
nem Betriebsübergang ha-
ben aber nur ver.di-Mitglie-
der. Doch das GTS-Geschäft 
wird perspektivisch als rückläufig einge-
schätzt. Künftig will sich deshalb die IBM 
mit 260 000 Beschäftigten weltweit auf 
Cloud-Computing, Künstliche Intelligenz 
und Quantencomputer fokussieren.

 
Protest von ver.di

Am 29. Oktober wurden dann die IBM- 
Beschäftigten über einen weiteren Stel-
lenabbau informiert. Kurzfristig sollen 
2300 IBMer*innen aus dem Konzern ge-
drängt werden. In einer unmittelbar an-
gesetzten Videokonferenz haben sich die 
Vorstände der ver.di-Betriebsgruppen klar 
gegen den weiteren Stellenabbau gestellt 
und sich auf eine gemeinsame Position 
verständigt. 

Überschrieben mit dem Titel „Schon 
wieder massiver Stellenabbau bei IBM – es 
reicht!!!“, reagierten die ver.di-Betriebs-
gruppenvorstände mit einer gemeinsa-
men Erklärung. Darin betonten sie, dass 
es auch für sie nachvollziehbar sei, dass 
sich ein innovativer IT-Konzern in einem 
ständigen Transformationsprozess befin-
det. Sie forderten die IBM aber auf, die 

eigenen Beschäftigten einzubeziehen und 
ihre Skills durch Qualifizierungen und wei-
tere Maßnahmen auf dem aktuellen Stand 
zu halten. Die IBM erwirtschafte – auch in 
der Krise – Gewinne, erhöhe die Dividen-
de für die Aktionär*innen und müsse kei-
nesfalls Stellen reduzieren. Durch den 
geplanten Abbau von 2300 Arbeitsplät-
zen müssten die bestehenden Aufgaben 
von einer um rund 25 Prozent reduzierten 
Belegschaft erfüllt werden, der bereits auf 
hohem Niveau befindliche Arbeitsdruck 
steige damit noch einmal. Es sei zu be-
fürchten, dass vertraglich zugesagte Leis-
tungen gegenüber den Kunden nicht 
mehr erbracht werden können und die 
IBM weiter Schaden nehme.

Kluge Personalpolitik gefordert

„Im Grundsatz kritisieren wir, dass IBM 
viel zu wenig Kreativität entwickelt, um 
Kündigungen zu verhindern“, stellte 
ver.di-Konzernbetreuer Bert Stach fest. In 
einer Videokonferenz einer Arbeitsgruppe 
der ver.di-Tarifkommission im IBM-Kon-
zern am 20. November 2020 wurden ver-

IBM

Silke Leuckfeld 
freie Journalistin
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schiedene Ansätze geprüft, um die Be-
schäftigung bei IBM abzusichern oder zu 
verlängern, beziehungsweise Optionen 
für eine Anschlussbeschäftigung auszulo-
ten. „Das für Restructuring-Maßnahmen 
bereitgestellte Budget könnte auch we-
sentlich smarter verwendet werden, als 
sich auf die vorliegenden Ansätze wie Ab-
findungen zu beschränken“, diagnostizier-
te Wolfgang Zeiher, Rentenexperte der 
ver.di-Tarifkommission. Eine Option wären 
Kapitalkonten, beziehungsweise Zeitwert-
konten, zu denen 2015 bei der Telekom 
eine Regelung vereinbart wurde, auch um 
einen gleitenden Übergang in den Ruhe-
stand zu ermöglichen. Dieses Modell 
könnte gegebenenfalls mit Ergänzungen 
als Referenz herangezogen werden.

OXOXOXO OXOXOXOXOXO

Oder einfach den neben-
stehenden QR-Code scannen

Tarifergebnis trotz Verbot 
aus Armonk!
In der Nacht vom 23. auf den 24. Oktober 2020 erzielte die ver.di-Verhand-
lungskommission einen Durchbruch. Die ver.di-Tarifkommission im IBM-Kon-
zern stimmt in ihrer Sitzung am 27. Oktober 2020 in einer Videokonferenz 
dem Verhandlungsergebnis einstimmig zu. 

In diesem Jahr war es schwierig, die Un-
terstützung der IBMer*innen für die 
ver.di-Forderungen deutlich zu machen. 
Aktionstage wie in den vergangenen Jah-
ren waren nicht durchführbar, da für die 
IBM-Lokationen noch Zugangsbeschrän-
kungen gelten und die meisten IBMer*in-
nen im Homeoffice arbeiten. Dennoch 
gab es eine starke Kampagne zur Tarif-
runde 2020, die online stattfand. In zwei 
Video-Aktionstagen und mit mehr als 500 
Statements stellten sich die Kolleg*innen 
hinter die ver.di-Verhandlungskommis-
sion und sorgten so für Bewegung am 
Verhandlungstisch. „Nach zweitägigen 
intensiven Verhandlungen und zähem 
Ringen konnten wir einen guten Kompro-
miss erreichen, den wir positiv bewerten. 
Die Ansagen aus Armonk, die eigentlich 
eine Nullrunde vorgaben, haben die Ver-
handlungen nicht leicht gemacht“, sagte 
Birgit Freund-Gerken, Mitglied der ver.di- 
Verhandlungskommission.

Das Ergebnis

Mit dem „virtuellen Druck“ der ver.di- 
Mitglieder konnte erreicht werden, dass 
sich die Gehälter ab Dezember 2020 um 
1,9 Prozent erhöhen. Dies gilt auch für 
die Beschäftigten oberhalb der Tarif-
gruppe 8. Und die unteren Gehaltsgrup-
pen wurden besonders berücksichtigt, 
die Einkommen steigen bei einer Vollzeit-
stelle um mindestens 50 Euro. Das Ge-
haltsabkommen hat eine Laufzeit bis zum  
31. August 2021. 

Vereinbart wurde auch ein Budget für 
das kommende Jahr in Höhe von bis zu 
1,75 Millionen Euro für Maßnahmen zum 
betrieblichen Gesundheitsschutz.  Die ta-

rifliche Altersteilzeitregelung wurde um 
ein Jahr bis zum 31. Dezember 2021 ver-
längert. Die tarifvertraglichen Regelungen 
zur pauschalen Mehrarbeit laufen zu den 
bisherigen Konditionen weiter bis zum 
31. Dezember 2021. 

Ausbildung gesichert

Zur Einigung mit den Arbeitgebern ge-
hört auch, dass im kommenden Jahr 30 
bis 40 Bachelor- und 80 bis 120 Master-
studienplätze von der IBM angeboten 
werden. Die Vereinbarung, dass die dual 
Studierenden Laptops – auch MacBooks 
– erhalten, wurde ebenfalls um ein Jahr 
verlängert. 

Fazit

Bei der Bewertung des Verhandlungs-
ergebnisses bei IBM sind sowohl die Pan-
demie-Lage mit ihren wirtschaftlichen 
Auswirkungen als auch die anstehenden 
Veränderungen in dem IT-Konzern zu 
berücksichtigen: Entlassungen sind ge-
plant (siehe Seite 10) und die IBM-Kon-
zernzentrale in Armonk hatte für alle 
Niederlassungen weltweit die Vorgabe 
gemacht, dass es keine Gehaltserhöhun-
gen geben wird. Deshalb zieht auch 
ver.di-Bundesfachgruppenleiter IT/DV, 
Florian Haggenmiller, eine positive Bilanz: 
„Die ver.di-Verhandlungskommission im 
IBM-Konzern hat ein für diese Zeiten gu-
tes Ergebnis durchgesetzt. Die Zukunft 
wird bei einer Aufspaltung der IBM aber 
neue Herausforderungen bringen. Ein 
höherer Organisationsgrad bei IBM mit 
mehr Mitgliedern und Arbeitskampfbe-
reitschaft ist eine Notwendigkeit für gute 
Tarifergebnisse in der Zukunft.“  SIL

https://ich-bin-mehr-wert.de/
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TELEKOMMUNIKATIONSGESETZ

ver.di nimmt Stellung
Das Bundwirtschaftsministerium (BMWi) und das Bundesverkehrsministeri-
um (BMVi) haben am 6. November einen unfertigen Entwurf zur Novelle des 
Telekommunikationsgesetzes an Verbände, Branchenunternehmen und 
ver.di übersandt. Gerade mal 14 Tage blieb Zeit, dazu Stellung zu nehmen. 
ver.di hat rechtzeitig am 20. November seine Stellungnahme eingereicht.

VON CHRISTOPH HEIL

Das Telekommunikationsgesetz (TKG) ist 
über 20 Jahre alt. Deshalb haben die zu-
ständigen Ministerien eine Grundsanie-
rung vorgenommen. Das ist gut so, denn 
es werden die über Jahre zerfledderten 
Strukturen neu sortiert, entschlackt und 
zusammengeführt. Deshalb wird hier 
nicht wie üblich von einer 
TKG-Novelle gesprochen, 
sondern von einer Moderni-
sierung. Der Gesetzentwurf 
heißt deshalb auch Tele-
kommunikations-Moderni-
sierungs-Gesetz (TKMoG) 

Das Telekommunikati-
onsgesetz regelt die Spielre-
geln in einem wettbewerb-
lichen Umfeld im TK-Sektor. 
Diese Spielregeln gelten 
zwischen den Diensteanbie-
tern und Netzbetreibern, sie 
regeln den Verbraucher-
schutz, sollen den Breit-
bandausbau fördern und 
möglichst homogen zu den 
Spielregeln anderer europä-
ischer Mitgliedsstatten aus-
gestaltet werden. Gute re-
gulatorische Rahmenbedin-
gungen verschaffen den 
TK-Diensteanbietern und 
Netzbetreibern die notwen-
dige Luft für Innovationen, 
Investitionen, für Wachstum und für eine 
optimale Infrastrukturversorgung. Das 
sind Grundvoraussetzungen für gut be-
zahlte, sichere Arbeitsplätze in den 
TK-Unternehmen, für Ausbildung und 
technologischen Fortschritt.

Die TK-Regulierung wirkt sich dann auf 
die Beschäftigung aus, wenn regulatori-
sche Eingriffe Geschäftsmodelle beschnei-
den, Aufwand und Kosten hoch treiben 
und damit Erträge und Margen der Diens-
teanbieter und Netzbetreiber beeinflus-
sen. Diese Wirkungskette schlägt am Ende 
auf die Kosten und verstärkt bei Anteils-
eignern und Unternehmen den Druck, 
auch beim Personal zu sparen.

Regulierungspolitik in der TK-Branche ist 
deshalb oft auch eine Angelegenheit für 
ver.di, gewerkschaftlich aktiv zu werden, 
wenn entsprechende Regelungen Wir-
kungen entfalten, die auf kurzer oder 
langer Sicht auch auf die Beschäftigten, 
deren Beschäftigungsbedingungen und 
die Sicherheit von Arbeitsplätzen durch-
schlagen können.

Zudem kritisiert ver.di seit Jahren im Zu-
sammenhang mit dem Regulierungsregi-
me die fehlende Berücksichtigung von 
zentralen Aspekten der sozialen Markt-
wirtschaft, zu der unter anderem die Ag-
gregate von Mitbestimmung, Sozialpart-
nerschaft, Beschäftigungssicherung und 
Tarifautonomie als tragende Säulen gehö-
ren. Immer wieder beobachtet ver.di, 
dass Unternehmen in der TK-Branche 
bestehende Gesetze der Mitbestimmung, 
der Betriebsverfassung oder des Grund-
gesetzes (Koalitionsfreiheit) missachten 
oder verletzen beziehungsweise versu-
chen, sich diesen zu entziehen. Es ist aus 
Sicht von ver.di nicht akzeptabel, dass 

solche Unternehmen gleichbehandelt 
werden mit Unternehmen, die eine aus-
geprägte sozialpartnerschaftliche oder 
tarifvertragliche Kultur pflegen. 

Scharf kritisiert ver.di in diesem Zusam-
menhang die Möglichkeiten, dass ein öf-
fentliches Gut, wie die Mobilfunkfrequen-
zen, an Unternehmen vergeben werden, 
die an diesen Grundfesten der sozialen 
Marktwirtschaft rütteln. Auch sollten zu-
künftige Entscheidungen nach dem TKG 
den Aspekt, welche Auswirkungen diese 
auf den Bestand, insbesondere von tarif-
gebundenen Arbeitsplätze haben, mehr 
als heute berücksichtigen. 

Deshalb unterstrich ver.di in der Stel-
lungnahme die Forderung, das TKG auch 
an der insgesamt vorhandenen sozial- 
und gesellschaftspolitischen Verantwor-
tung auszurichten. Die ausschließliche 
Fokussierung auf den Wettbewerb, den 
Verbraucherschutz, die öffentliche Si-
cherheit und den Infrastrukturausbau, ist 
in Bezug auf diese Forderung deutlich zu 
eng gefasst. Die Autoren des TKG in den 
zuständigen Ministerien sind insofern 
gefordert, entsprechende tragende Ele-
mente der Sozialen Marktwirtschaft bes-
ser als bisher im Telekommunika-
tions-Modernisierungs-Gesetz zu be-
rücksichtigen.
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Zu viele Zuständigkeiten

ver.di kritisiert seit Langem, dass die Zu-
ständigkeiten und Kompetenzen für die 
Regulierung und Überwachung des 
TK-Sektors auf immer mehr Behörden 
verteilt werden. Eine zentrale Zuständig-
keit für das Thema digitale Infrastruktur, 
die sozusagen die Spielregeln in der Te-
lekommunikationsbranche überwacht, 
aber auch über ihre Strippen die Fäden 
für den Netzausbau, die Lizenzvergaben 
und Genehmigungen in den Händen 
hält, würde den Netzbetreiber und der 
Branche insgesamt helfen. Die Transpa-
renz würde sich verbessern. ver.di sieht 
im Hinblick auf die regulatorischen, ad-
ministrativen und dokumentierenden 
Aufgaben eine zentrale Rolle bei der Bun-
desnetzagentur. 

Symptomatisch für die Zergliederung 
der Kompetenzen im Regulierungsbe-
reich ist die Schaffung einer „neuen Me-
ga-Behörde“ (Handelsblatt), nämlich der 
Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft. Diese 
soll künftig die letzten verbliebenen Lö-
cher im Mobilfunknetz schließen, weil 
das die Netzbetreiber nicht selbst hinbe-
kommen. Milliarden Euro Steuergelder 
sollen hier bereitgestellt werden. ver.di, 
TK-Unternehmen, Politiker und Branchen-
experten hinterfragen Zweck und Sinn-
haftigkeit dieser Behörde kritisch.

Open Access bei Glasfaser 

ver.di blickt optimistisch auf den aktuel-
len Ausbau von Glasfaser-Netzen. Immer 
mehr Unternehmen engagieren sich im 
Netzausbau und holen sich solvente In-
vestoren an Bord. Dadurch steht viel Ka-
pital zur Verfügung, das darauf wartet, 
in Form von Glasfaser vergraben zu wer-
den. Sobald die Netze in Betrieb gehen, 
sollen die Betreiber ihre Infrastruktur zur 
Nutzung anderen Unternehmen vermie-
ten. Das nennt man dann Open Access 
(Offener Zugang). 

ver.di begrüßt in diesem Rahmen die 
Bemühungen der Regierung, faire Open- 
Access-Regelungen zu bestimmen. Die 
Glasfaserlandschaft wächst gerade erst 
in zarten Trieben. Trotzdem scheint der 
Gesetzgeber davon auszugehen, dass 
Unternehmen absehbar eine marktbe-
herrschende Stellung bei der Bereitstel-
lung von Glasfaser haben werden. Des-
halb werden hier schon wieder regulato-
rische Vorgaben gemacht, wo es die 
noch längst nicht braucht. Das ist scha-
de, denn insgesamt plädiert ver.di grund-
sätzlich für eine Vermeidung von unnöti-
gen regulatorischen Eingriffen.

Kundenschutz gefährdet Jobs

Nach Einschätzung von ver.di könnte die 
aktuelle Entwurfsfassung des TKMoG vie-
le Arbeitsplätze in den Hotlines und Call-
centern gefährden. Der neue Gesetzent-
wurf sieht vor, dass noch bevor ein Ver-
braucher einen Vertrag mit seinem 
TK-Anbieter eingehen kann, der Anbieter 
einschlägige Verbraucherinformationen 
auf einem „dauerhaften Datenträger“ 
dem Kunden zuleiten oder als Download 
zur Verfügung stellen muss. Eine im Kun-
dengespräch vereinbarte Vertragsverlän-
gerung oder -erweiterung und zum Bei-
spiel die Buchung zusätzlicher sinnvoller 
Optionen wäre so nicht mehr direkt und 
spontan möglich. Ein Abschluss von Ver-
trägen über den telefonischen Kunden-
service wird damit erschwert oder dürfte 
nicht selten erst gar nicht zustande kom-
men. Das könnte den telefonischen Kun-
dencentern wichtige Umsätze kosten, 
was am Ende zum Verlust von Arbeits-
plätzen führt. 

Außerdem kritisiert ver.di zum Thema 
Kundenschutz die vom Justizministerium 
eingeforderte Begrenzung der Mindest-
vertragslaufzeit von derzeit 24 Monaten 
auf maximal zwölf Monate (vergleiche 
dazu auch das KOMM-Interview mit 
Bundesjustizministerin Christine Lam-
brecht, KOMM 7, Seiten 4 und 5). Ge-
rade im Zusammenhang mit dem Ausbau 
von sehr teuren Glasfasernetzen sind die 
Unternehmen darauf angewiesen, dass 
Erträge und damit die Finanzierung der 
Netze über eine gewisse Zeit gesichert 
sind. Eine Verkürzung der Mindestver-
tragslaufzeiten erhöht die Fluktuation der 
Kunden und verunsichert die Investoren. 
ver.di fordert an dieser Stelle die bisheri-
ge Regelung von einer Mindestvertrags-
laufzeit von 24 Monaten beizubehalten. 
Immerhin haben die Kunden auch die 
Möglichkeit über sogenannte Prepaid- 
Modelle, die Vertragsbindung gänzlich zu 
vermeiden.

Staatliche Daseinsvorsorge 
privatisiert

 
ver.di plädiert grundsätzlich für einen 
Universaldienst. Alle Bürger sollen das 
Recht haben, eine als Mindeststandard 
festgelegte Versorgung von Telekommu-
nikationsdiensten und Internetzugängen 
zu erschwinglichen Preisen zu bekom-
men. Das ist aus der Sicht von ver.di eine 
Pflicht staatlicher Daseinsvorsorge. 

Der Gesetzentwurf interpretiert das 
jedoch anders. Wird festgestellt, dass 
eine Mindestversorgung mit Telekommu-

nikationsdiensten nicht sichergestellt ist, 
kann die Bundesnetzagentur zukünftig 
Unternehmen verpflichten, diese Infra-
strukturversorgung herzustellen. Für die 
Aufwendungen sollen die jeweiligen 
„dienstverpflichteten Unternehmen“, die 
die Versorgung gebaut haben, einen 
Ausgleich in Höhe der Nettokosten plus 
einer marktüblichen Verzinsung erhalten. 
Diese Kosten sollen dann auf die ande-
ren Unternehmen umgelegt werden. Die 
Höhe der Umlage richtet sich nach den 
jeweiligen Unternehmensumsätzen.

Damit windet sich der Staat aus seinen 
Pflichten für die Daseinsvorsorge der Bür-
gerinnen und Bürger, zu Lasten der 
TK-Unternehmen. 

Mobilfunk

Ein aus ver.di-Sicht übergeordnetes Ziel 
der Regulierung sollte die Sicherstellung 
einer störungsfreien Mobilfunknutzung 
sein. Es verwundert, dass dieses Ziel nicht 
im Gesetzentwurf formuliert wird. Diese 
„Sicherheit“ im Mobilfunk benötigen die 
Netzbetreiber dringend, aber auch die 
Kunden. Es kann auch nicht sein, dass die 
Sicherung einer störungsfreien Mobil-
funknutzung, insbesondere in Bezug auf 
die Störungsbearbeitung, „den jeweils 
zuständigen Behörden“ zugeordnet wird. 
So sieht es das Gesetz vor. ver.di fordert, 
dass diese Aufgabe ebenfalls die Bundes-
netzagentur mit ihrem Prüf- und Mess-
dienst übernehmen sollte. 

Leider hält der Gesetzentwurf grund-
sätzlich an dem Versteigerungsverfahren 
bei der Zuteilung von Mobilfunkfrequen-
zen fest. Die Erfahrungen zeigen, dass 
diese Lizenzversteigerungen häufig zu 
höheren Preisen führen, als es der Bran-
che gut tut. Die Lizenzkosten belasten 
die Unternehmen, die dieses Geld besser 
in den Netzausbau stecken sollten. Am 
Ende bedrohen übersteigerte Lizenzkos-
ten immer auch Arbeitsplätze und der 
Netzausbau geht nicht schnell genug. 
Der europäische Kodex für die elektroni-
sche Kommunikation, der wichtige Ori-
entierungsmarken für die deutsche Ge-
setzgeber gesetzt hat, sieht hier aus-
drücklich auch andere Vergabeverfahren 
vor, die wahrscheinlich günstiger für die 
Netzbetreiber, für den Breitbandausbau 
und am Ende auch für die Beschäftigten 
sein dürfte. 

Die gesamte Stellungnahme unter 
  https://t1p.de/himn

Oder einfach den neben-
stehenden QR-Code scannen

https://t1p.de/himn
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Der engagierte Ruhestand ist bis 
 Dezember 2024 verlängert worden. 
Ein Erfolg von ver.di, die Beamt*in-
nen im Telekom-Konzern haben wei-
terhin eine soziale Perspektive für 
einen vorzeitigen Ausstieg.  

VON ANITA SCHÄTZLE

Enthalten ist die Verlängerung des enga-
gierten Ruhestands im „Gesetz zur Mo-
dernisierung des Versicherungssteuer-
rechts und zur Änderung dienstrecht-
licher Vorschriften“. Der Bundestag hat es 
am 29. Oktober 2020 in zweiter und 
dritter Beratung beschlossen. Gelingt die 
Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt 
noch in diesem Jahr, dürfte dem Termin 
Ende Januar 2021 für die ersten Eintritte 
in den engagierten Ruhestand im Jahr 
2021 in der Deutschen Telekom nichts 
mehr entgegenstehen. Ursprünglich war 
das Zollfahndungsdienstgesetz das Trä-
gergesetz für die Verlängerung des enga-
gierten Ruhestands. Wegen verfassungs-
rechtlicher Bedenken gegen Bestimmun-
gen des Gesetzes wurde das bereits 
 beschlossene Gesetz an das Parlament 
zurückverwiesen. So konnte die Verlän-
gerung des engagierten Ruhestands vor-
läufig nicht rechtskräftig werden. Dem 
Engagement von ver.di ist es zu ver-
danken, dass das Bundesministerium für 
 Finanzen entschied, ein neues Gesetz-
gebungsverfahren mit einem neuen Trä-
gergesetz einzuleiten. Das ist gelungen 

und die Verlängerung des engagierten 
Ruhestands kann noch in 2020 rechts-
kräftig werden.

Eintrittskarte ehrenamtliches 
Engagement 

Innerhalb von drei Jahren nach der Ver-
setzung in den Ruhestand müssen min-
destens 1000 Einsatzstunden bei einer 
gemeinnützigen, mildtätigen oder kirch-
lichen Einrichtung geleistet werden. Eine 
ehrenamtliche Tätigkeit oder ein regulärer 
Bundesfreiwilligendienst von mindestens 
zwölf Monaten erfüllen ebenso die Vor-
aussetzungen. Das gilt auch, wenn die 
Voraussetzungen für eine familienbeding-
te Beurlaubung gegeben sind. Bei Fami-
lienpflegetätigkeit müssen die Vorausset-
zungen am ersten Tag des Ruhestands 
erfüllt sein. 

Die Tätigkeit als „ehrenamtliche In-
fektionsschutzhelfer*innen“ bei Gesund-
heitsämtern wird von der Bundesanstalt für 
Post- und Telekommunikation (BAnst PT) 
als ehrenamtliche Tätigkeit bei einer ge-
meinnützigen Körperschaft anerkannt. 
Die Tätigkeit als „Infektionsschutzhel-
fer*in“ unterfällt zwar nicht den einschlä-
gigen Regelungen der Abgabenordnung, 
aber das Gesundheitsamt als Behörde 
benötigt keinen Feststellungs-/Freistel-
lungsbescheid. Insofern ist es ausrei-
chend, wenn der BAnst PT die abgeleis-
teten Stunden mit einer Bescheinigung 
des Gesundheitsamtes nachgewiesen 
werden. 

Es bleibt beim gesetzlichen Zugang mit 
Vollendung des 55. Lebensjahres (Jahr-
gänge bis 1969). Grundvoraussetzung ist, 
dass eine anderweitige Verwendungs-
möglichkeit in den privatisierten Unter-
nehmen und in der öffentlichen Verwal-
tung fehlt und keine betrieblichen/be-
triebswirtschaftlichen Belange entgegen-
stehen. Es gilt das Prinzip der doppelten 
Freiwilligkeit.

Versorgungsabschlag

Den Versorgungsabschlag (vorzeitiger 
 Ruhestand) trägt die Telekom. Wird das 
gesellschaftliche Engagement fristgerecht 
erbracht, wird der Versorgungsabschlag 
weiterhin ausgeglichen. Das gilt auch für 
die Hinterbliebenenversorgung. 

ver.di hat sich gegenüber der Telekom 
und im politischen Raum mit Erfolg ein-
gesetzt. Deshalb, auch bei Altersteilzeit 
oder Vorruhestand, ist es wichtig, Ge-
werkschaftsmitglied zu bleiben. ver.di- 
Mitglieder können sich vor Antragstel-
lung von ihren ver.di-Vertrauenspersonen 
oder ver.di-Betriebsräten beraten lassen. 

 
Anita Schätzle 

ver.di-
Gewerkschafts-

sekretärin i. R.
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SENIOR*INNEN

TARIFRUNDE ÖFFENTLICHER DIENST

Start der Grundrente
Wer viele Jahre gearbeitet und dabei 
 unterdurchschnittlich verdient hat, soll 
künftig eine Grundrente erhalten. Darauf 
hat sich der Deutsche Bundestag Anfang 
Juli 2020 geeinigt. Die Grundrente ist kei-
ne eigenständige Leistung, sondern ein 
Plus zur bestehenden Rente. Sie wird zu-
sammen mit der gesetzlichen Rente aus-
gezahlt. Die Höhe wird individuell be-
stimmt. Das Grundrentengesetz tritt am 
1. Januar 2021 in Kraft.

Um den Zuschlag erhalten zu können, 
müssen mindestens 33 Jahre an soge-
nannten Grundrentenzeiten vorhanden 
sein. Dazu zählen beispielsweise Zeiten 
mit Pflichtbeiträgen aus Berufstätigkeit, 
Kindererziehungszeiten und Pflegezeiten 
sowie Zeiten, in denen man Leistungen 
bei Krankheit oder Rehabilitation bekom-
men hat. Durchschnittlich darf das Ein-
kommen während des Berufslebens 

höchstens 80 Prozent des Durchschnitts-
verdienstes betragen haben.

Aktuell geht die Deutsche Rentenver-
sicherung davon aus, dass etwa 1,3 Mil-
lionen Menschen in Deutschland von der 
Grundrente profitieren werden. Der Zu-
schlag wird sich voraussichtlich im Schnitt 
auf rund 75 Euro monatlich belaufen.

Die Rentenversicherung ermittelt auto-
matisch die Zeiten und prüft auch die 
weiteren Voraussetzungen für alle Rent-
ner*innen. Niemand muss sich also bei 
der Rentenversicherung melden und ei-
nen Antrag stellen, um die neue Leistung 
zu erhalten. Da rund 26 Millionen Konten 
geprüft werden müssen, dauert es vor-
aussichtlich bis Mitte 2021, bis die ersten 
Grundrentenbescheide verschickt werden 
können. Die Beträge, auf die ab Januar 
2021 ein Anspruch besteht, werden in 
allen Fällen nachgezahlt.

Quelle: Deutsche Rentenversicherung, 
  deutsche-rentenversicherung.de
 
Download der ver.di-
Broschüre zur Grundrente:
  https://t1p.de/kb6m
Oder den QR-Code scannen

Bundestarifkommission 
stimmt Ergebnis zu
Die ver.di-Bundestarifkommission hat am 
24. November 2020 dem Tarifergebnis 
für die rund 2,3 Millionen Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst von Bund und 
Kommunen mit 
überwältigender 
Mehrheit zuge-
stimmt. Zuvor 
hatten ver.di-Mit-
glieder in Bundes-
verwaltungen, 
Behörden, kommunalen Einrichtungen 
und Unternehmen Gelegenheit, im Rah-
men von qualitativen Online-Befragungen 
ihr Votum zum Ergebnis abzugeben. 

Infolge des Tarifabschlusses steigen die 
Einkommen tabellenwirksam um 4,5 Pro-
zent in der niedrigsten Entgeltgruppe und 
-stufe und noch um 3,2 Prozent in der 
höchsten Eingruppierung. Für die Pflege-
kräfte wurden gesonderte Gehaltssteige-
rungen vereinbart. Alle Beschäftigten er-
halten zusätzlich noch in diesem Jahr eine 
Corona-Prämie, die – gestaffelt nach Ent-
geltgruppen – bis zu 600 Euro beträgt. 

Im Einzelnen werden die Löhne und 
Gehälter zum 1. April 2021 zunächst um 

1,4 Prozent, mindestens aber 50 Euro 
sowie zum 1. April 2022 um weitere 1,8 
Prozent angehoben. Auszubildende be-
kommen jeweils 25 Euro mehr. Ab März 

2021 wird eine 
Pflegezulage von 
70 Euro gezahlt, 
die ein Jahr spä-
ter auf 120 Euro 
erhöht wird. Die 
Zulage in der In-

tensivmedizin wird mehr als verdoppelt 
auf 100 Euro monatlich, die Wechsel-
schichtzulage steigt von 105 auf 155 
Euro monatlich. In den Betreuungsein-
richtungen wie Altenheimen wird die 
Pflegezulage mit einem Plus von 25 Euro 
auf Gleichstand mit den kommunalen 
Krankenhäusern gebracht. Ärzte in den 
Gesundheitsämtern erhalten ab März 
2021 eine Zulage von 300 Euro monat-
lich. Ab dem 1. Januar 2022 wird die 
Wochenarbeitszeit Ost um eine halbe 
Stunde gekürzt, ab 1. Januar 2023 sinkt 
sie endgültig auf Westniveau. Die Tarif-
vereinbarung läuft bis zum 31. Dezember 
2022. PM
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Beschäftigte und Familien werden 
entlastet
Mit dem kommenden Jahr treten 
 einige gesetzliche Änderungen in 
Kraft, die Beschäftigte und Familien 
finanziell entlasten. Wir haben einen 
kleinen Überblick zusammengestellt.

 Familien
Der Kinderzuschlag für Familien mit klei-
nen Einkommen wird zum 1. Januar 2021 
deutlich erhöht: Er steigt von 185 Euro 
um 20 Euro auf bis zu 205 Euro pro Mo-
nat pro Kind. Nach dem im Oktober vom 
Bundestag beschlossenen „Zweiten Fami-
lienentlastungsgesetz“ wird das Kinder-
geld ab dem 1. Januar 2021 um 15 Euro 
erhöht. Das Kindergeld wird danach 219 
Euro für das erste und zweite Kind, 225 
Euro für das dritte Kind und 250 Euro ab 
dem vierten Kind betragen. Damit steht 
auch die Höhe des Kinderzuschlags von 
bis zu 205 Euro fest.

Eltern bekommen entweder Kinder-
geld oder die Freibeträge für Kinder bei 
der Einkommensteuer. Das Finanzamt 
prüft im Rahmen der jährlichen Einkom-
mensteuerveranlagung, ob für die Eltern 
die Freibeträge für Kinder oder das aus-
bezahlte Kindergeld günstiger sind. Diese 
Prüfung erfolgt automatisch und muss 
nicht beantragt werden. Im Rahmen die-
ser Prüfung wird zu dem Kindergeld der 
Kinderbonus in Höhe von 300 Euro je 
Kind dazugerechnet. Das Geld wurde au-
tomatisch von der Kindergeldkasse aus-
gezahlt (im September 200 Euro, im Ok-
tober 100 Euro). Den Kinderbonus gab es 
im Jahr 2020, um Familien während der 
Corona-Krise zu unterstützen und er muss 
nicht versteuert werden.

Der steuerliche Kinderfreibetrag steigt 
ab 2021 um 576 Euro auf 5748 Euro. Da-

rüber hinaus gibt es noch einen Frei-
betrag für Betreuungs- und Erziehungs- 
oder Ausbildungsbedarf der Kinder in 
Höhe von 2640 Euro. Bei der Einkom-
mensteuerveranlagung werden beide 
Freibeträge zusammengezogen. Daraus 
ergibt sich für 2021 ein Freibetrag in 
Höhe von 8388 Euro. Bei getrennter Ver-
anlagung von Ehegatten wird bei jedem 
Elternteil jeweils der halbe Betrag berück-
sichtigt. Diese Freibeträge werden von 
dem zu versteuernden Einkommen abge-
zogen, darauf müssen also keine Steuern 
gezahlt werden. 

Der Entlastungsbetrag für Alleinerzie-
hende wird befristet für die Jahre 2020 
und 2021 von 1908 auf 4008 Euro mehr 
als verdoppelt. Für das zweite und jedes 
weitere Kind wird ein zusätzlicher Freibe-
trag von 240 Euro gewährt. Achtung: Der 
Freibetrag muss im Formular für die Ein-
kommenssteuer beantragt werden. Erst 
dann wird er berücksichtigt und von dem 
zu versteuernden Einkommen abgezogen. 

 Einkommenssteuer
Der Grundfreibetrag wurde um 240 Euro 
auf 9408 Euro angehoben. Dieser Grund-
freibetrag ist steuerfrei. Erst Jahresein-
kommen, die darüber liegen, müssen 
versteuert werden. Parallel wurde auch 
der Unterhaltshöchstbetrag auf 9408 an-
gehoben. 

Zur Abmilderung der kalten Progres-
sion wird der Einkommenssteuertarif für 
die Steuerzahler*innen leicht positiv ver-
ändert. Beispiel für die kalte Progression: 
Jemand bekommt eine Gehaltserhöhung 
von zwei Prozent, aber die Inflation steigt 
ebenfalls um zwei Prozent. Die Inflation 
wurde also ausgeglichen, mehr Geld hat 
er aber nicht in der Tasche. Zusätzlich 

müssen diese zwei Prozent auch noch 
versteuert werden, macht also unter dem 
Strich ein Minus trotz Gehaltserhöhung. 
Dies berücksichtigt ver.di auch immer bei 
der Forderungsfindung für Gehalts-
runden, damit die Beschäftigten wirklich 
mehr Geld bekommen.  

Steuerzahler*innnen können jetzt die 
Steuerklasse mehrfach im Jahr wechseln 
und sie auf ihre aktuelle Lebenssituation 
anpassen (Heirat, Scheidung, Arbeitslo-
sigkeit).

 Dienstreisen
Die Pauschalen für den Verpflegungs-
mehraufwand bei beruflicher Auswärts-
tätigkeit wurden bereits in diesem Jahr 
erhöht: Bei Dienstreisen von 24 Stunden 
stieg die Pauschale von 24 auf 28 Euro 
pro Tag, bei mehr als acht Stunden und 
am An- und Abreisetag wurde sie von 
zwölf auf 14 Euro erhöht. Diese Pauscha-
len können Beschäftigte vom Arbeitgeber 
steuerfrei für Dienstreisen erhalten. Zahlt 
der Arbeitgeber mehr, muss jeder Euro 
über den Pauschalen versteuert werden. 

 Mobilität
Zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
kann der Arbeitgeber ein Jobticket steu-
erfrei für Fahrten zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte zur Verfügung stel-
len. Ebenfalls steuerfrei ist ein Dienst-Fahr-
rad oder E-Bike. 

 Weiterbildung 
Vom Arbeitgeber bezahlte Weiterbildun-
gen, wie Sprach- oder Computerkurse, 
sind für die Beschäftigten steuerfrei.  SIL

Quellen: ver.di-Mitgliederservice; Bundes ministerium  
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

www.bmfsfj.de

Fo
to

: 
C

ap
ri

2
3

au
to

/P
ix

ab
ay

 

Bei Fragen zur Einkommenssteuer 
hilft der ver.di-Lohnsteuerservice. 
Kontakt bekommt ihr im Bezirk oder 
online über das ver.di-Mitgliedernetz: 
 mitgliedernetz.verdi.de

Oder einfach den  
neben stehenden  
QR-Code scannen

TIPPS FÜR VER.DI-MITGLIEDER

https://mitgliedernetz.verdi.de

